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Ja zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Euro-

parates über die Cyberkriminalität 

 

Solothurn, 22. Juni 2009 – Der Regierungsrat begrüsst in seiner Ver-

nehmlassungsantwort an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepar-

tement (EJPD) die Genehmigung und Umsetzung des Übereinkom-

mens des Europarates über die Cyberkriminalität. Ziel des Überein-

kommens ist, die nationalen Gesetzgebungen zu harmonisieren und 

die internationale Zusammenarbeit zu verstärken.  

 

Der Regierungsrat begrüsst die Zielsetzung der Genehmigung und Umsetzung 

des Übereinkommens über Cyberkriminalität, welche die Vertragsstaaten ver-

pflichtet, ihre Gesetzgebung den Herausforderungen neuer Technologien an-

zupassen. International vernetzte Delinquenz kann damit nicht bloss national, 

sondern über die Grenzen hinweg bekämpft und verhindert werden.  

 

Die Schweiz erfüllt die Anforderungen der Europaratskonvention bereits 

weitgehend. Es sind jedoch kleinere Anpassungen des Schweizerischen Straf-

gesetzbuches (StGB) und des Rechtshilfegesetzes (IRSG) sowie die Anbringung 

von verschiedenen Vorbehalten und Erklärungen notwendig.  
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